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Liebe Kunden, 

das Jahr 2014 neigt sich dem Ende zu. Wieder 
einmal kann sich das Bundesministerium der 
Finanzen (BMF) über einen neuen Höchststand 
der Steuereinnahmen freuen und hat die 
„schwarze Null“ für das kommende Jahr fest im 
Visier. 

Kein Ende in Sicht scheint jedoch beim Thema 
„umsatzsteuerliche Steuerschuldnerschaft des 
Leistungsempfängers“, über das wir bereits in 
den letzten Ausgaben der DOMUSplus berichte-
ten. Die Änderungen, die mit dem sogenannten 
Kroatiengesetz in Kraft getreten sind, ziehen 
auch Anwendungsprobleme nach sich. Wie die 
Finanzverwaltung darauf reagiert und welche 
BMF-Schreiben dazu in der Zwischenzeit erschie-
nen sind, haben wir Ihnen unter „Aktuelles aus 
der Finanzverwaltung“ zusammengefasst. Dane-
ben wird gleichwohl auch über Gesetzesänderun-
gen nachgedacht, über die wir Sie selbstver-
ständlich auf dem Laufenden halten werden, 
wenn es soweit ist. 

Bis dahin wünschen wir Ihnen aber zunächst ein 
besinnliches Fest und einen guten Start ins neue 
Jahr 2015. Wir freuen uns bereits jetzt, die Zu-
sammenarbeit mit Ihnen im kommenden Jahr 
fortsetzen zu dürfen und verbleiben mit den bes-
ten Grüßen, 

herzlichst, Ihre 

 

 

Prof. Dr. Klaus-Peter Hillebrand Uwe Penzel 
DOMUS AG WTS Wohnungswirtschaftliche 
Vorstandsvorsitzender Treuhand in Sachsen GmbH 
 Geschäftsführer 
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AKTUELLES AUS DER RECHTSPRECHUNG 

1 UNZULÄSSIGKEIT VON BEARBEITUNGS-
GEBÜHREN BEI VERBRAUCHERKREDITEN 

 BGH-Urteile vom 13. Mai 2014, XI ZR 405/12 und XI 
ZR 170/13 

Im Mai 2014 hatte der Bundesgerichtshof in zwei im 
wesentlichen Punkt parallel gelagerten Revisionsver-
fahren entschieden, dass vorformulierte Bestimmun-
gen über ein Bearbeitungsentgelt bei Verbraucher-
darlehen/Privatkredite unwirksam sind. Die bean-
standeten Vertragsklauseln stellten kein Entgelt für 
eine gesonderte Leistung dar und dürften deshalb 
nicht verlangt werden. 

Ansprüche von Bankkunden, die in der Zeit vom 
1. Januar 2005 bis zum 31. Dezember 2011 eine sol-
che „Bearbeitungsgebühr“ an die Bank gezahlt haben, 
verjähren zum 31. Dezember 2014. (Auch Ansprü-
che auf Erstattung eines im Jahr 2004 gezahlten Be-
arbeitungsentgelts sind teilweise noch nicht verjährt. 
Es gilt parallel die zehnjährige kenntnisunabhängige 
Höchstfrist, die taggenau endet.) 

Es ist also wichtig, noch rechtzeitig im Jahr 2014 ver-
jährungshemmende Maßnahmen (z. B. Klageerhebung 
oder Einschaltung eines Ombudsmannes) zu ergreifen, 
falls die Institute die Erstattung des Bearbeitungsent-
gelts verweigern. 

2 ERHÖHTE ABSETZUNG IM SANIERUNGS-
GEBIET 

 BFH-Urteil vom 25. Februar 2014, X R 4/12 

Liegen Gebäude bzw. Eigentumswohnungen in einem 
förmlich festgelegten Sanierungsgebiet oder städte-
baulichen Entwicklungsbereich, kann der Eigentümer 
erhöhte Absetzungen bezogen auf die Herstellungs-
kosten für Modernisierungs- und Instandsetzungs-
maßnahmen vornehmen.  

Förderungsfähig sind allerdings nur die Maß-
nahmen, die während der Geltungsdauer der Sa-
nierungssatzung durchgeführt werden. Wird die 
Satzung aufgehoben, sind für danach aufgewendete 
Herstellungskosten erhöhte Absetzungen auch dann 
nicht mehr möglich, wenn der Abschluss eines Moder-
nisierungsvertrags oder der Beginn von Planungsmaß-
nahmen noch während der Geltungsdauer der Sanie-
rungssatzung erfolgte. 

3 BILDUNG EINER RÜCKLAGE BEI DER 
GEWINNERMITTLUNG DURCH EINNAHMEN-
ÜBERSCHUSS-RECHNUNG 

 BFH-Beschluss vom 11. Juni 2014, IV B 46/13 

Unternehmer sind berechtigt, die anlässlich der Ver-
äußerung bestimmter Anlagegüter aufgedeckten stil-
len Reserven auf neu angeschaffte oder hergestellte 
Wirtschaftsgüter zu übertragen (§ 6b EStG). Es 

kommt nicht darauf an, ob sie ihren Gewinn durch Bi-
lanzierung oder eine Einnahmen-Überschuss-
Rechnung ermitteln. Die Rücklagenbildung ist für Re-
investitionen innerhalb von vier Jahren nach der Ver-
äußerung des ausgeschiedenen Wirtschaftsgutes zu-
lässig. Das Wahlrecht zur Rücklagenbildung ist in der 
Steuer- oder Sonderbilanz auszuüben, bei nicht bilan-
zierenden Unternehmern in der entsprechenden Ein-
nahmen-Überschuss-Rechnung. 

Die Ausübung des Wahlrechts zur Bildung einer 
Rücklage ist bis zur formellen Bestandskraft des Steu-
er- oder Feststellungsbescheides möglich. Dies gilt 
auch für den Fall der Auflösung einer Rücklage. Nicht 
bilanzierende Unternehmer haben dem Finanzamt mit 
dem Antrag auf Änderung eines einmal ausgeübten 
Wahlrechts eine geänderte Einnahmen-Überschuss-
Rechnung einzureichen. 

4 AUFWENDUNGEN FÜR DIE VERKEHRS-
TECHNISCHE ANBINDUNG EINES GRUND-
STÜCKS SIND NACHTRÄGLICHE 
ANSCHAFFUNGSKOSTEN AUF DEN GRUND 
UND BODEN 

 FG Niedersachsen, Urteil vom 11. Februar 2014, 8 K 
62/13 (Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt, 
Az. BFH: IV B 22/14) 

Anschaffungskosten sind grundsätzlich alle Aufwen-
dungen, die erforderlich sind und geleistet werden, 
um einen Vermögensgegenstand zu erwerben und in 
einen betriebsbereiten Zustand zu versetzen. 

Ein Unternehmer musste die verkehrstechnische An-
bindung eines Grundstücks vornehmen, um die Ände-
rung eines Bebauungsplans zu erreichen und um dann 
eine Baugenehmigung zu erhalten. Das Niedersächsi-
sche Finanzgericht entschied, dass die Aufwendungen 
für die verkehrstechnische Anbindung des Grund-
stücks keine sofort abziehbaren Betriebsausgaben, 
sondern nachträgliche Anschaffungskosten für den 
Grund und Boden sind. Dies gilt auch dann, wenn die 
Maßnahmen nicht in einem unmittelbaren örtlichen 
Zusammenhang zu dem Grundstück stehen. 

Abschließend entscheiden muss der Bundesfinanzhof. 

5 ABGELTUNGSSTEUER AUCH BEI DARLEHEN 
ZWISCHEN ANGEHÖRIGEN MÖGLICH 

 BFH-Urteile vom 29. April 2014, VIII R 9/13, VIII R 
44/13, VIII R 35/13, DB 2014, S. 1963 

Seit 2009 unterliegen alle Kapitaleinkünfte der sog. 
Abgeltungssteuer. Die Abgeltungssteuer findet keine 
Anwendung, wenn Gläubiger und Schuldner der Kapi-
talerträge „einander nahestehende“ Personen sind und 
der Schuldner die Zinszahlungen steuerlich absetzen 
kann. Nach der Begründung des Gesetzentwurfes soll 
ein „Näheverhältnis“ vorliegen, wenn u. a. der 
Schuldner auf den Gläubiger oder umgekehrt der 
Gläubiger auf den Schuldner einen beherrschenden 
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Einfluss ausüben kann oder wenn einer von ihnen ein 
eigenes wirtschaftliches Interesse an der Erzielung der 
Einkünfte des anderen hat.  

Die Finanzverwaltung hat diese angelehnte Definition 
übernommen und insoweit ergänzt, als ein „Nähe-
verhältnis“ stets vorliegen soll, wenn Gläubiger und 
Schuldner der Kapitalerträge Angehörige im Sinne der 
Abgabenordnung sind oder die Vertragsbeziehungen 
einem Fremdvergleich nicht standhalten (außerhalb 
von Angehörigenverhältnissen). 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte mehrere Verfahren 
zu entscheiden: 

 Eltern gewährten ihrem Sohn und ihren Enkeln je-
weils fest verzinsliche Darlehen zur Anschaffung 
fremd vermieteter Objekte. 

 Ein Ehemann gewährte seiner Frau und seinen Kin-
dern jeweils fest verzinsliche Darlehen zur Anschaf-
fung fremd vermieteter Objekte. 

 In einem weiteren Fall stundete eine Schwester ih-
rem Bruder den Kaufpreis für die Veräußerung von 
Gesellschaftsanteilen. Der Kaufpreis war ab dem 
Zeitpunkt ihres Ausscheidens aus der Gesellschaft 
zu verzinsen. 

Die zuständigen Finanzämter besteuerten die Kapital-
erträge mit der tariflichen Einkommensteuer. Der 
niedrigere Abgeltungssteuersatz sei nicht anzuwen-
den, weil Gläubiger und Schuldner der Kapitalerträge 
„einander nahestehende Personen“ waren. Die Fi-
nanzgerichte hatten sich dieser Auffassung ange-
schlossen und die Klagen abgewiesen. 

Der BFH hat entschieden, dass die Kapitalerträge 
der Darlehensgeber nach dem günstigeren Abgel-
tungssteuersatz besteuert werden. 

Die Reaktion der Finanzverwaltung bleibt abzuwarten. 

6 KEIN ABGELTUNGSSTEUERSATZ BEI 
GESELLSCHAFTERFREMDFINANZIERUNG 

 BFH-Urteil vom 29. April 2014, VIII R 23/13 

 BFH-Urteil vom 14. Mai 2014, VIII R 31/11 

Die Abgeltungssteuer findet auch keine Anwendung, 
wenn die Kapitalerträge von einer Kapitalgesellschaft 
an einen Anteilseigner gezahlt werden, der zu mindes-
tens 10 % an der Kapitalgesellschaft beteiligt ist. 

Der Bundesfinanzhof hatte dazu über folgende Fälle zu 
entscheiden: 

 Der Alleingesellschafter und Geschäftsführer einer 
GmbH gewährte dieser ein festverzinsliches Darle-
hen. Das Finanzamt besteuerte die hieraus erziel-
ten Kapitalerträge mit der tariflichen Einkommen-
steuer, weil der Alleingesellschafter zu mehr als 
10 % an der GmbH beteiligt war. 

 Eine Frau gewährte einer GmbH, an der ihre Toch-
ter und Enkelkinder zu mehr als jeweils 10 % be-
teiligt waren, ein festverzinsliches Darlehen. Auch 
hier besteuerte das Finanzamt die erzielten Kapi-
talerträge mit der tariflichen Einkommensteuer, 
weil der Gläubiger der Kapitalerträge eine den An-
teilseignern „nahestehende Person“ war. 

Im ersten Fall hat der BFH entschieden, dass die 
Anwendung des sog. Abgeltungssteuersatzes bei der 
Besteuerung von Kapitalerträgen ausgeschlossen ist, 
die ein zu mindestens 10 % beteiligter Anteilseigner 
für die Gewährung eines verzinslichen Darlehens an 
die Gesellschaft erzielt. Der Ausschluss des Abgel-
tungssteuersatzes bei Gesellschafterfremdfinanzierun-
gen verstößt nicht gegen den Gleichheitsgrundsatz. 

Im zweiten Fall entschied das Gericht, dass die 
Anwendung des gesonderten Steuertarifs für Einkünf-
te aus Kapitalvermögen nicht schon deshalb ausge-
schlossen ist, weil der Gläubiger der Kapitalerträge ein 
Darlehen an eine GmbH gewährt hat, bei der ein An-
gehöriger i. S. d. Abgabenordnung zu mehr als 10 % 
beteiligt ist. 

Nach dem Willen des Gesetzgebers reicht auch bei der 
Regelung ein lediglich aus der Familienangehörigkeit 
abgeleitetes persönliches Interesse nicht aus, um ein 
Näheverhältnis zu begründen. Erforderlich ist viel-
mehr, dass eine der Vertragsparteien einen beherr-
schenden oder außerhalb der Geschäftsbeziehung be-
gründeten Einfluss ausüben kann oder ein eigenes 
wirtschaftliches Interesse an der Erzielung der Ein-
künfte des anderen hat. Nach diesen Grundsätzen ist 
vorliegend ein Näheverhältnis auszuschließen. Zwi-
schen der Klägerin und den Anteilseignern der GmbH 
lag kein Beherrschungsverhältnis vor. Dies gilt auch 
für Beziehungen zwischen nahen Angehörigen, wie El-
tern und Kindern und Großeltern und Enkeln. 

Eine missbräuchliche Gestaltung zur Ausnutzung des 
gesonderten Steuertarifs für Einkünfte aus Kapital-
vermögen ist danach nicht ersichtlich. 

7 ERWEITERTE GEWERBESTEUERKÜRZUNG 
FÜR GRUNDSTÜCKSUNTERNEHMEN NUR BEI 
GANZJÄHRIGEM GRUNDSTÜCKSBESITZ 

  BFH-Urteil vom 26. Februar 2014, I R 6/13 

Der Gewerbesteuer unterliegt der Gewinn aus Gewer-
bebetrieb unter Berücksichtigung bestimmter Hinzu-
rechnungen und Kürzungen (sog. Gewerbeertrag). 
Unternehmen, die ausschließlich eigenen Grundbesitz 
verwalten, können unter bestimmten Voraussetzun-
gen den Gewerbeertrag um den Betrag kürzen, der 
auf die Verwaltung und Nutzung des eigenen Grund-
besitzes entfällt (sog. erweiterte Gewerbesteuerkür-
zung; § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG). Wird das einzige 
Grundstück des Unternehmens vor Ablauf des Jahres 
verkauft, ist die erweiterte Gewerbesteuerkürzung 
nicht möglich, weil dann nicht ausschließlich eigener 



© 2006-2014 DOMUS Gruppe 

  DOMUSplus 

  Aktuelles zum Thema Steuern 

 

  

     

 
 

AKTUELLE GESETZÄNDERUNGEN 

AKTUELLES AUS DER RECHTSPRECHUNG 

AKTUELLES AUS DER FINANZVERWALTUNG 

VERSCHIEDENES 

 
Grundbesitz verwaltet wurde. Der Bundesfinanzhof 
bestätigt somit seine frühere Rechtsprechung. 

Soweit die Begünstigungsvorschrift die ausschließliche 
Verwaltung und Nutzung eigenen Grundbesitzes for-
dert, ist durch die Rechtsprechung geklärt, dass der 
Begriff der Ausschließlichkeit gleichermaßen qualitativ, 
quantitativ wie zeitlich zu verstehen ist (vgl. auch vor-
letzte DOMUSplus Finanzgericht Rheinland-Pfalz, 1 K 
2605/10 – Revision wurde zurückgenommen). 

8 GESCHÄFTSVERÄUßERUNG IM GANZEN 

 BFH-Urteil vom 5. Juni 2014, V R 10/13 

 FG Düsseldorf, Urteil vom 12. Juli 2013, 1 K 4421/10 
(Revision eingelegt, Az. BFH: XI R 42/13) 

Umsätze im Rahmen einer Geschäftsveräußerung im 
Ganzen an einen anderen Unternehmer für dessen 
Unternehmen unterliegen nicht der Umsatzsteuer. Die 
Nichtsteuerbarkeit der einzelnen Umsätze setzt den 
einheitlichen Vorgang einer Geschäftsveräußerung 
voraus. Eine Geschäftsveräußerung liegt vor, 
wenn ein Unternehmen oder ein in der Gliederung ei-
nes Unternehmens gesondert geführter Betrieb im 
Ganzen entgeltlich oder unentgeltlich übereignet oder 
in eine Gesellschaft eingebracht wird. 

Ändern sich bei einem Grundstück die Verhältnisse, 
die im Kalenderjahr der erstmaligen Verwendung für 
den Vorsteuerabzug maßgebend waren, innerhalb von 
zehn Jahren seit dem Beginn der Verwendung, so ist 
für jedes Kalenderjahr der Änderung ein Ausgleich 
durch eine Berichtigung des Abzugs der auf die An-
schaffungs- oder Herstellungskosten entfallenden Vor-
steuerbeträge vorzunehmen. Bei einer Geschäftsver-
äußerung im Ganzen wird der maßgebliche Berichti-
gungszeitraum nicht beendet, sondern geht auf den 
Erwerber über. 

Der Bundesfinanzhof hatte folgenden Fall zu entschei-
den: 

Eine Vermieterin erwarb im Jahr 2003 umsatzsteuer-
pflichtig eine Wohnung, die sie von Beginn an über ei-
nen Vermittler steuerpflichtig an ständig wechselnde 
Feriengäste vermietete. Im Jahr 2007 veräußerte sie 
die Wohnung, ohne dass es im Kaufvertrag Regelun-
gen zur Umsatzsteuer gab. Die Ferienwohnung war im 
Zeitpunkt der Übergabe nicht vermietet. Die Wohnung 
wurde ohne Möbel, aber mit einer Einbauküche über-
geben. Der Erwerber beauftragte denselben Vermittler 
mit der Vermietung, der bereits für die Verkäuferin 
tätig gewesen war. Das Finanzamt ging von einer steu-
erfreien Grundstückslieferung (d. h. keiner Geschäfts-
veräußerung im Ganzen) aus, die zu einer Berichti-
gung des beim Erwerb in 2003 in Anspruch genom-
menen Vorsteuerabzugs geführt hätte. Das Finanzge-
richt entschied dagegen, dass eine Vorsteuerberichti-
gung nicht vorzunehmen war, da es sich um eine Ge-
schäftsveräußerung gehandelt habe. Der BFH bestätig-
te die Ansicht des Finanzgerichts und stellte klar, dass 

auch vorübergehende Leerstände bei Ferienwohnun-
gen nicht auf eine Unterbrechung oder Beendigung 
der Vermietungstätigkeit schließen lassen. 

Eine Geschäftsveräußerung im Ganzen liegt nach ei-
nem Urteil des Finanzgerichts Düsseldorf auch dann 
vor, wenn es sich bei der übertragenen Geschäftsaus-
stattung (im Urteilsfall nur die Kücheneinrichtung ei-
ner vom Veräußerer gepachteten Gaststätte) um eine 
für die Fortführung des Betriebs wesentliche Grundla-
ge handelt und die ansonsten für die Fortführung des 
Betriebs erforderlichen Gegenstände einschließlich der 
Räumlichkeiten von einem Dritten langfristig gepach-
tet werden. Es muss eine dauerhafte Fortführung des 
Unternehmens durch den Übernehmer gewährleistet 
sein. Es ist nicht erforderlich, dass alle Wirt-
schaftsgüter übertragen werden. Im Rahmen ei-
ner Gesamtwürdigung ist für die Geschäftsveräuße-
rung im Ganzen entscheidend, ob das übertragene 
Unternehmensvermögen als hinreichendes Ganzes die 
Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit ermöglicht. 

Der Bundesfinanzhof muss nun abschließend ent-
scheiden. 

9 VORSTEUERAUFTEILUNG BEI GEMISCHT-
GENUTZTEN GEBÄUDEN 

 BFH-Urteil vom 3 Juli 2014, V R 2/10 

 BFH-Urteil vom7. Mai 2014, V R 1/10 

 BFH-Beschluss vom 5. Juni 2014, XI R 31/09 

In diesem Jahr haben wir wiederholt (vgl. DOMUSplus 
2/2014 und 4/2012) über die Entwicklung der Recht-
sprechung zur Vorsteueraufteilung gemischt-genutzter 
Gebäude unter Berücksichtigung von § 15 Abs. 4 
Satz 3 UStG des V. Senats des Bundesfinanzhofs be-
richtet. 

Der V. Senat des Bundesfinanzhofs bestätigt mit 
einem aktuellen Urteil aus Juli 2014 seine vorherige 
Rechtsprechung aus dem Mai 2014. Eine Ermittlung 
des nicht abziehbaren Teils der Vorsteuerbeträge nach 
dem Verhältnis der Umsätze ist nur zulässig, wenn 
keine andere - präzisere - Zurechnung möglich ist. Bei 
der Errichtung eines gemischt-genutzten Gebäudes 
richtet sich die Vorsteueraufteilung im Regelfall nach 
dem objektbezogenen Flächenschlüssel. Vorsteuerbe-
träge sind aber dann nach dem (objektbezogenen) 
Umsatzschlüssel aufzuteilen, wenn eine Gesamtwürdi-
gung ergibt, dass erhebliche Unterschiede in der Aus-
stattung der verschiedenen Zwecken dienenden Räu-
me bestehen. 

Zeitlich überschneidend hatte sich nun der XI. Senat 
des Bundesfinanzhofs ebenfalls mit der Thematik 
befasst und teilt Auffassungen mit dem anderen Senat 
- weicht aber auch in wesentlichen Punkten davon ab. 
Nach Auffassung des XI. Senats habe ein objektbezo-
gener Umsatzschlüssel in Übereinstimmung mit dem 
V. Senat unzweifelhaft Vorrang vor einem Gesamt-
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Umsatzschlüssel. Ein objektbezogener Flächenschlüs-
sel sei gegenüber dem Umsatzschlüssel zu präferie-
ren, wenn die Nutzflächen ihrer Art und Ausstattung 
nach vergleichbar sind, da er eine präzisere Zuord-
nung ermöglicht. 

Zweifelsfragen muss nun auf Anfrage des Bun-
desfinanzhofs der Gerichtshof der Europäischen 
Union (EuGH) klären. 

Zweifelhaft ist, ob in Bezug auf die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten vorab die Vorsteuerbeträge auszu-
gliedern sind, die direkt den steuerpflichtig oder den 
steuerfrei genutzten Flächen zugeordnet werden kön-
nen und nur die danach verbleibenden Vorsteuern 
nach einem allgemeinen Schlüssel (Flächen- oder Um-
satzschlüssel) aufzuteilen sind. Außerdem muss der 
EuGH klären, ob Vorsteuerbeträge aus Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten und laufenden Aufwendungen 
nach denselben Vorgaben aufzuteilen sind. Schließlich 
fragt der Bundesfinanzhof noch, ob die ab 2004 vor-
rangige Anwendung des Flächenschlüssels eine „Ände-
rung der Verhältnisse“ darstellt, die zu einer Berichti-
gung der Vorsteuer verpflichtet, falls der bisher in An-
spruch genommene Umsatzschlüssel zu einem im 
Vergleich zum Flächenschlüssel zu hohen Vorsteuer-
abzug geführt hat. 

AKTUELLES AUS DER FINANZVERWALTUNG 

10 STEUERRECHTLICHE ANERKENNUNG VON 
DARLEHENSVERTRÄGEN ZWISCHEN ANGE-
HÖRIGEN 

 BMF-Schreiben vom 29. April 2014 - IV C 6 – 
S 2144/07/10004 

 BMF-Schreiben vom 23. Dezember 2010, IV C 6 – 
S 2144/07/10004 

 BFH-Urteil vom 22. Oktober 2013 – X R 26/11 

Unabhängig zu o. g. Urteilen (Punkt 5) änderte zeit-
gleich die Finanzverwaltung ihr Schreiben zur steuerli-
che Anerkennung von Darlehnsverträgen zwischen 
Angehörigen mit Bezug auf ein anderes Urteil des 
Bundesfinanzhofs. 

Aufgrund der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 
aus dem Jahr 2013 wurde das ursprüngliche BMF-
Schreiben (Rn. 4 Satz 3) durch folgende Sätze er-
setzt: 

„Vergleichsmaßstab sind grundsätzlich die Vertragsge-
staltungen, die zwischen Darlehensnehmern und Kre-
ditinstituten üblich sind. Sofern Darlehensverträge 
zwischen Angehörigen neben dem Interesse des 
Schuldners an der Erlangung zusätzlicher Mittel au-
ßerhalb einer Bankfinanzierung auch dem Interesse 
des Gläubigers an einer gut verzinslichen Geldanlage 
dienen, sind ergänzend auch Vereinbarungen aus dem 
Bereich der Geldanlage zu berücksichtigen.“ 

11 ARBEITSHILFE ZUR AUFTEILUNG EINES 
GESAMTKAUFPREISES FÜR EIN BEBAUTES 
GRUNDSTÜCK 

 Arbeitshilfe und Anleitung mit Stand vom 
23. September 2014 

In der DOMUSplus 4/2012 haben wir auf eine Arbeits-
hilfe zur Aufteilung eines Gesamtkaufpreises für be-
baute Grundstücke hingewiesen. Auf der Internetseite 
des Bundesfinanzministeriums (Steuern -> Einkom-
mensteuer) wurde eine aktualisierte Fassung ein-
gestellt. 

12 VORDRUCKMUSTER FÜR DEN NACHWEIS 
ZUR STEUERSCHULDNERSCHAFT DES LEIS-
TUNGSEMPFÄNGERS BEI BAULEISTUNGEN 
UND/ODER GEBÄUDEREINIGUNGS-
LEISTUNGEN; VORDRUCKMUSTER UST 1 TG 

 BMF-Schreiben vom 1. Oktober 2014 – IV D 3 – 
S 7279/10/10004 

 BMF-Schreiben vom 26. August 2014, IV D 3 – 
S 7279/10/10004 

In der letzten DOMUSplus haben wir auf die Ände-
rungen der umsatzsteuerlichen Steuerschuld-
nerschaft des Leistungsempfängers (§ 13b UStG) 
bei Bau- und Gebäudereinigungsleistungen im Rah-
men des sog. „Kroatiengesetzes“ hingewiesen. Künftig 
soll eine vom Finanzamt ausgestellte - besondere - 
Bescheinigung Auskunft darüber geben, ob der Leis-
tungsempfänger ein Unternehmer ist, der selbst nach-
haltig Bauleistungen erbringt.  

In der Vergangenheit wurde dazu die Freistellungsbe-
scheinigung im Sinne von § 48b EStG genutzt. Die 
Freistellungsbescheinigung besteht weiterhin – jetzt 
neben der besonderen Bescheinigung für die Umsatz-
steuer. (Diese Freistellungsbescheinigung übergibt der 
Leistende an den Leistungsempfänger, der damit von 
der beschriebenen Pflicht zum Steuerabzug der Bau-
abzugssteuer befreit wird.) 

Das BMF hat - nach nur einem Monat - mit Schreiben 
vom 1. Oktober 2014 das Vordruckmuster für den 
Nachweis zur Steuerschuldnerschaft des Leistungsemp-
fängers bei Bauleistungen und/oder Gebäudereinigungs-
leistungen neu bekannt gegeben. Die Änderungen ge-
genüber dem bisherigen Vordruckmuster (BMF-
Schreiben vom 26. August 2014) beruhen auf redaktio-
nellen Anpassungen (Verweis auf Abschnitt 13b.3. 
UStAE) und der Aufnahme einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung. 
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13 STEUERSCHULDNERSCHAFT DES 

LEISTUNGSEMPFÄNGERS - ÄNDERUNG DES 
UMSATZSTEUER-ANWENDUNGSERLASSES 

 BMF-Schreiben vom 26. September 2014, IV D 3 – 
S 7279/14/10002 

Durch das „Kroatiengesetz“ wurde nicht nur die 
umsatzsteuerliche Steuerschuldnerschaft des Leis-
tungsempfängers (§ 13b UStG) bei den Bau- und 
Gebäudereinigungsleistungen geändert. Auch 
wurde die Regelung für Mobilfunkgeräte sowie für 
integrierte Schaltkreise (§ 13b Abs. 2 Nr. 10 UStG) 
um Lieferungen von Tablet-Computern und Spielekon-
solen ergänzt und der Anwendungsbereich der Steuer-
schuldnerschaft des Leistungsempfängers auf Liefe-
rungen von Edelmetallen, unedlen Metallen, Se-
len und Cermets (§ 13b Abs. 2 Nr. 11 UStG) mit 
Wirkung zum 1. Oktober 2014 erweitert. 

Aufgrund der Gesetzesänderungen passt die Finanz-
verwaltung den Umsatzsteuer-Anwendungserlass an: 

Die Änderungen umfassen u. a. eine Definition der 
Nachhaltigkeit für Unternehmer als Leistungsempfän-
ger, welche Bau- und Gebäudereinigungsleistungen 
erbringen, und Nichtbeanstandungsregelungen. 

Danach erbringt ein Unternehmer zumindest dann 
nachhaltig Bauleistungen, wenn er mindestens 10 % 
seines Weltumsatzes (Summe seiner im Inland steu-
erbaren und nicht steuerbaren Umsätze) als Bauleis-
tungen erbringt. 

Bei Lieferungen von Tablet-Computern, Spielekon-
solen, Edelmetallen (mit Ausnahme der Lieferungen 
von Gold, soweit sie bereits vor dem 1. Oktober 2014 
unter § 13b Abs. 2 Nr. 9 UStG fielen), unedlen Metal-
len, Selen und Cermets, die nach dem 30. September 
2014 und vor dem 1. Januar 2015 ausgeführt 
werden, ist es beim leistenden Unternehmer und beim 
Leistungsempfänger nicht zu beanstanden, wenn die 
Vertragspartner einvernehmlich noch von der Steuer-
schuldnerschaft des leistenden Unternehmers nach 
§ 13a Abs. 1 Nr. 1 UStG ausgegangen sind. 

14 NEUES BMF-SCHREIBEN ZUR REFORM DES 
STEUERLICHEN REISEKOSTENRECHTS AB 
DEM 1. JANUAR 2014 

 BMF-Schreiben vom 24. Oktober 2014, IV C 5 – 
S 2353/14/10002 

 BMF-Schreiben vom 30. September 2013, IV C 5 – 
S 2353/13/10004 

Nach einem Jahr hat das Bundesfinanzministerium 
sein Schreiben zur Reform des steuerlichen Reisekos-
tenrechts überarbeitet. Die Veränderungen zum vor-
herigen Schreiben sind hervorgehoben. 

Unter anderem wurde klargestellt, dass 

 ein Arbeitnehmer ohne erste Tätigkeitsstätte im-
mer außerhalb seiner Wohnung auswärts tätig ist, 

 zu den vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellten 
Mahlzeiten auch die z. B. im Flugzeug, im Zug oder 
auf einem Schiff im Zusammenhang mit der Beför-
derung unentgeltlich angebotenen Mahlzeiten ge-
hören - sofern die Rechnung für das Beförderungs-
ticket auf den Arbeitgeber ausgestellt ist und von 
diesem dienst- oder arbeitsrechtlich erstattet wird. 

Außerdem wurde das Schreiben bspw. hinsichtlich der 
Ermittlung der Pauschalen bei Tätigkeiten über Nacht 
ergänzt sowie zahlreiche Beispiele präzisiert und neu 
aufgenommen. 

15 PHOTOVOLTAIKANLAGEN, KWK-ANLAGEN, 
UMSATZSTEUERRECHTLICHE BEHANDLUNG 

 BMF-Schreiben vom 19. September 2014, IV D 2 – 
S 7124/12/10001-02 

Das BMF nimmt mit Schreiben vom 19. Septem-
ber 2014 zur umsatzsteuerrechtlichen Behandlung von 
Photovoltaikanlagen und Kraft-Wärmekopplungs-
anlagen (KWK-Anlagen) Stellung. 

Betreiber von Photovoltaikanlagen, die vor dem 
1. April 2012 in Betrieb genommen wurden (sog. Be-
standsanlagen), erhalten wie bisher den Eigenver-
brauchsbonus nach § 33 Abs. 2 EEG. Für die Be-
standsanlagen gilt die umsatzsteuerrechtliche Fiktion 
einer Hin- und Rücklieferung des dezentral verbrauch-
ten Stroms fort. 

Für Photovoltaikanlagen, die seit dem 1. April 2012 
in Betrieb genommen worden sind (neue Photo-
voltaikanlagen), wird der Eigenverbrauchsbonus nicht 
mehr gewährt. Betreiber neuer Photovoltaikanlagen 
erhalten somit vom Netzbetreiber für den selbst ver-
brauchten Strom keine Vergütung mehr. 

Aufgrund des BMF-Schreibens vom 19. Septem-
ber 2014 gelten für die neuen Photovoltaik-
anlagen die nachfolgenden Grundsätze: 

1. Lieferung des Stroms an den Netzbetreiber 

Nach § 8 Abs. 1 EEG ist der Netzbetreiber grundsätz-
lich verpflichtet, den gesamten angebotenen Strom 
aus erneuerbaren Energien vorrangig abzunehmen. 
Diese Verpflichtung besteht auch, wenn die Anlage 
nicht an das Netz des Netzbetreibers, sondern an das 
Netz eines Anlagenbetreibers oder eines Dritten, der 
nicht Netzbetreiber im Sinne des EEG ist, angeschlos-
sen ist und der Strom daher nicht physisch, sondern 
mittels kaufmännisch-bilanzieller Weitergabe angebo-
ten wird. 
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Die Lieferung von Strom durch den Betreiber einer 
neuen Photovoltaikanlage, umfasst umsatzsteuer-
rechtlich den physisch eingespeisten sowie den kauf-
männisch-bilanziell weitergegebenen Strom. 

Der dezentral verbrauchte Strom wird nach dem EEG 
nicht vergütet und ist daher nicht Gegenstand der Lie-
ferung an den Netzbetreiber. 

2. Vorsteuerabzug des Anlagebetreibers 

Das Recht auf Vorsteuerabzug nach § 15 UStG be-
steht, wenn der Unternehmer Leistungen von einem 
anderen Unternehmer für sein Unternehmen bezieht 
und für Ausgangsumsätze verwendet, die entweder 
steuerpflichtig sind oder einer Steuerbefreiung unter-
liegen, die den Vorsteuerabzug nicht ausschließt. 

Der BFH unterteilt die Tätigkeit eines Unternehmers in 
die sog. wirtschaftliche Tätigkeit und die nicht wirt-
schaftliche Tätigkeit. 

Kapitalgesellschaften und Genossenschaften üben 
ausschließlich eine wirtschaftliche (unternehmerische) 
Tätigkeit aus. Sie können den Vorsteuerabzug nur im 
Umfang der (beabsichtigten) unternehmerischen Ver-
wendung der Anlage zur Erzielung umsatzsteuer-
pflichtiger Umsätze vornehmen. Die erforderliche Vor-
steueraufteilung ist nach dem Verhältnis der betref-
fenden Strommenge (je nach Verwendung zur um-
satzsteuerpflichtigen Einspeisung bzw. zum Eigenver-
brauch) vorzunehmen. 

Für die übrigen Betreiber gelten hinsichtlich des Vor-
steuerabzuges gesonderte Regelungen, die dem BMF-
Schreiben entnommen werden können. 

3. Umsatzsteuerliche Behandlung von Kraft-
Wärme-Kopplungsanlagen (KWK-Anlagen) 

Der dezentral (also selbst) verbrauchte Strom wird bei 
KWK-Anlagen unverändert nach § 4 Abs. 3a KWKG 
gefördert, sodass weiterhin von einer fiktiven Hin- und 
Rücklieferung des dezentral verbrauchten Stroms aus-
zugehen ist. Umsatzsteuerlich wird wie bisher die ge-
samte erzeugte Strommenge zunächst an den Netzbe-
treiber geliefert.  

Soweit der Anlagebetreiber Strom unter Inanspruch-
nahme der Vergütung nach § 4 Abs. 3a KWKG dezent-
ral verbraucht, liegt umsatzsteuerrechtlich eine Rück-
lieferung des Netzbetreibers an ihn vor. 

4. Wiederverkäufereigenschaft des Anlage-
betreibers 

Bei Lieferungen von Strom durch einen im Inland an-
sässigen Unternehmer ist der Leistungsempfänger 
Steuerschuldner nach § 13b Abs. 2 Nr. 5b UStG in 
Verbindung mit § 13b Abs. 4 UStG, wenn er und der 
liefernde Unternehmer Wiederverkäufer von Elektrizi-
tät im Sinne von § 3g Abs. 1 UStG sind.  

Nach Abschnitt 3g.1 Abs. 2 und 3 UStAE ist ein Unter-
nehmer Wiederverkäufer, wenn dessen Haupttätigkeit 
in Bezug auf den Erwerb der Elektrizität in deren Lie-
ferung besteht und dessen eigener Verbrauch von un-
tergeordneter Bedeutung ist. Eine Haupttätigkeit in 
Bezug auf den Erwerb von Elektrizität besteht dann in 
deren Lieferung, wenn der Unternehmer mehr als die 
Hälfte der von ihm erworbenen Menge weiterveräu-
ßert. Die im Unternehmen erzeugte Menge an Elektri-
zität bleibt nach Abschnitt 3g.1 Abs. 3 Satz 3 UStAE 
für die Beurteilung der Wiederverkäufereigenschaft 
unberücksichtigt. Betreiber von dezentralen Stromge-
winnungsanlagen sind daher keine Wiederverkäufer 
von Elektrizität im Sinne von § 3g UStG. 

Der Umsatzsteueranwendungserlass wird entspre-
chend geändert. 
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